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1. Staatsgesetze 

lt Kirchengesetze und Verordnungen 

Kirchengeset~ 
über die Anwendung des Kirchenbeamteng~setzes der 

Vel'.einigten Evangelisch-LUtherisdien Kirche Deiltschlands · 
im Bereich der Ev~ngelisch·4utherischen Kirche in Lübeck 

Vom 3. Juni 1970 

· Kirchenleitung und Synode haben aufgrund von Artikel 55 
Absatz 5 und Artikel 94 der Kirchenverfassung gernä_ß § 62 · 
Absatz 1 des Kirchenbeamtengesetzes der Vereinigten Evan­
gelisch-Lutherisdien Kirche Deutschlands als Kirchengesetz be-
beschlossen: · _ · 

Artikel 1 

Das Kirchenbeamtengesetz der Vereinigten Evangeli~ch­
Lutherischen Kirche. Deutschlands vorn 12. Dezember 1968 
·(Amtsblatt. der Vereinigten Kirche Bd. III Seite 86) .gilt im 
Bereich der· Evangelisch-lutherischen · Kirche· in ·Lübeck nach 
Maßgabe folgender Bestimmungen: 

(1) Oberste Dienstbehörde ist die Kirchenleitung. 

(2) Zu§ 3 Absatz 3 
Ein .Kirchenbeamtenverhältnis kann auch im Nebenamt · be­
grundet werden; wenn der Kirchenbeamte Aufgaben im Sinne 
von§ 2 Absatz 2 nebenberuflich wahrnehmen soll. · 

(3) Zu§§ 5 und 11 
Eür die Ernennung der Kirchenbeamten und. für die Rück-· 
nahme der Ernennung ist die Kirchenlehung zuständig. 

(4) Zu§ 13 
Das von dem Kirchenbeamten abzulegende Gelöbnis lautet 
wie folgti 
„Ich geiobe vor Gott, -den mir anvertrauten kirchlichen Dienst 
gemäß dem Bekenntnis der Evangelisch-lutherischen Kirche in 
Lübeck und nach den Ordnungen der Landeskirche auszuüben, 

· die mir obliegenden_ Pflichten treu und gewissenhaft zu er­
.füllen und mich im Dienst und außerhalb des Dienstes so zu 
verhalten, wie es einem Kirchenbeamten geziemt". · 

(5) Zu§§ 14, 15 und 52 
(1) Für die Kirchenbeamten für den Gemeindedienst ist 

a) Dienstvotgesetzter der Kirchen:vorstand, 
b) unmittelbarerVotgesetzter der Vorsitzende des 

· · Kirchen-Vorstandes. · · · · · 

(2) Für die landeskirchlichen Beamten ist unmittelbarer Vor­
gesetzter,. wer einem Kirchenbeam~en für dessen dienstliche 
Tätigkeit Anweisungen erteilen kann, m;1d Dienstvorgesetzter, 
wer für beamtenrechtliche Entscheidungen über die persönli­
chen Angelegenheiten der. ihm nachgeordneten Kirchenbeam-. 
ten zuständig ist; in Zweifelsfällen entscheidet die Kirchen­
leitung. 

(3) Die Dienstaufsicht über alle Kirchenbeamteri führt die 
Kirchenleitung (Artikel 82 der Kirchenverfassung). 

(6)Zu§18 
Für Ano,dnungen nach Absatz. 1 ist die Kirchenleitung ~u-
ständig. · 

(7) Zu§ 20 
Für die Anordnungen ist die Kirchenleitung zuständig. 

(8) Zu § 23 Absatz 3 
Für das Feststellungsverfahren ist die Kirchenkanzlei 
zuständig. · 

(9) Zu§ 31 
(1) Für den Erholungsurlaub gelte~ di'e Bestimmungen der 

· Bundesregierung über den Erholungsurlaub der Bundesbeamten 
und Richter im Bundesdienst in der jeweiligen Fassung. 

'(2) Für die _Gewährung des Urlaubs nach Absatz 2 ist die Kir­
chenleitung zuständig. 

(10) Zu § 33 Absatz 2 Satz 1 
(l) Sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, kann di~ 
Einsicht in die Personalakten auch einem von dem Kirchen­
beamten schriftlich Bevollmächtigten gewährt werden. 
(2) Auf Antrag ist Einsicht in die Prüfungsakten zu gewähren. 

(11) Zu §36 
Abordnungen von Kirchenbeamten an andere Dienststellen 

· können nur von der Kirchenleitung .vorgenommen werden. 

(12) Zu§ 37 
(1) Für Versetzungsanordmingen ist die Kirchenleitung zu­
ständig .. 

(2) Andere kirchliche Rechtsträger im Sinne V'on §. 37 Absatz 2. 
sind die Kirchengemeinden und das Diakonische Werk ;,Innere 
Mission und Hilfswtrk der Evangelisch-lutherischen Kirche· in 
Lübeck". 

(3) Beteiligte im Sinne von § ff Absatz 2 sind außer-·den im 
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vorigen Absatz genan~ten Rechtsträgern und d~m Kirchen­
beamten dessen unmittelbarer Vorgesetzter und sein Dienst­
vorgesetzter sowie die Mitarb~itervertretung. 

(4) Vor der Ent~cheidung über die Frage, ob ein gedeihliches 
·wirken des Kirchenbeamten in seinem Amt nicht mehr ge­
währleistet ist„.sind die zur Feststellung des Sachverhalts· er­
forderlichen Erhebungen von der Kirchenka~zlei durchzu­
führen, i.p.sbesondere der unmitt~lbare Vorgesetzte . und der 
Dienstvorgesetzte des Kirchenbeamten· zu. hören;· .Für _das 
weitere Verfahren und die Rechtsfo~gen gelten sinngeniäß 
§ 72 Absatz 2 und 3 und § 75 des Pfarrergesetzes der Ver.:. 
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirehe Deutsch:lands vom. 
14. Jün~ 1963. · ·. 

(13) Zu§ 38 
(1) FÜr ·die Versetzung eiries Kirchenbeamten. in den, Warte-
stand ist die Kirchenleitung zuständig. · · · . · 

.(2) Im Falle des Absatzes 1 Buchstabe b) ·gelten die Vorschriften 
der:.Ziff~r 12 Absatz 4 Satz ·1 dieses Anwendungsgesetzes ent-' 
sp~echend. Das Ergebnis der. Erhebungen ist der Kirchenleitung 
sowie dem Kirchenbeatiit~ und ·der Mi_tarbeitervertretung 
sclldftlich mitzuteilen. · 

(14) Zu§ 41 . · . . .. 
Verfügungen über die Wiederverwendung eines Kirchen­

. beamten im Wartestan_d trifft die· Kirchenleitung; 

(15) Z~·§ 42 
Für die Versetzung eines Kirchenbeamten im Wartestand in 
deri Ruhestand ist die Kirchenleitung zuständig. · · 

(16) Zu §§ 44 bis 49 
Für alle Anordnungen und Maßnahmen ist die Kirchenleitung 
zuständig. · 

(17) Zu§ "60 

Die Obliegenheiten des freistellenden kirchlichen Rechts~ 
trägers werden von der Kirchenleitung wahrgenommen. 

(18) Zu§ 61 Absatz 2 

Für die Verfolgung vermögensrechtlicher Ansprüche der Kir­
cheribeamten, der früheren Kirchenbeamten und der Hinter­
bliebenen aus dem Kirchenbeamtenverhältnis steht der Rechts­
we~ vor. der:i: staatlichen Verwaltungsgerichten offen. Das 
gleiche _gilt fur Ansprüche des kirchlichen Rechtsträger5 aus 
dem Kirchenbeamtenverhältnis. · 

Artikel 2 

Mit dem Inkr~fttreten dieses Gesetzes tritt die Kirchen­
beamten?rdnung der Deutschen Evangelischen Kirche vom 
1~. April. 1939 . (Gesetzblatt der Deutschen Evange\isqien 
Kirche, Seite 43) m der Fassung der Verordnung über die Auf.:. 
hebung und Abänderung von Gesetzen der Deutschen Evan­
g~lischen Kirche vom. 2. Mai 1946 (Verordnungs- ·und Nach­
richtenblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland 1946 
Nummer 38/39 Ziffer 8) außer Kraft. . · · 

Lübeck, den 15. Jm.1:i 1970 

Der Vorsitzende deli Kirchenleitung 
. gez. D. M e y e t, Bisc;hof 

Der Präses der Synode 
gez. Dr. Carus 

. . 

Das vorstehende 'von der Synode am 29. Mai 1970 und von der 
Kirchenlei tu.tig am 3. Juni 1970 beschlossene ·Kirchengesetz 
wird hiermit verkündet. · 

Die Kirchenleitung 
gez. G ö 1 d n er, Oberkirchenrat 

Kirchenbeamte:µgesetz der Vereinigten Evan-: 
• gelisch'"LU1~herischen ·Kirche Deutschlands. 

Vom-12. Dezember 1968 

Generalsynode und Bischof.Skonferenz der Vereinig­
ten EvangeliSch-Lutherischen Kirche :Deutschlands 
haben das nachstehende Kirchengesetz beschlossen, cias 
hiermit verkündet wird: 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt I - Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 ·Geltungsbereich 
§ . 2 Dienst. des Kirchenbeamten 
§ · 3 Kirchenbeamtenverhältnis 
§ 4 Pflichten ~d Recht~ 

Abschnitt II - Berufung in das Kirchenbeamtenver- · 
hältnis 

§ 5 Fälle unQ: Form d~r Ernennung 
§ 6 VoraUS.Setzungen für die Begründuhg.des Kir<;:llen­

beamt-en.verhältnisses 
.§ 7 Voraussetzungen für die Ernennung zum Kirchen­

- beamten .auf Lebenszeit 
· § 8 Beförderung 
§ 9 wirk$amwerden der Ernennung 
§ 10 Nichtigkcit der Ernennung 
§ U. Rückäarune 1der Ernennung· 
§ 12 Wirksä~eit von dienstlichen Handlungen 

Abschnitt III 
beamten 

1. Pflich.ten · 
§ 13 Gelöbnis 

RechtLiche StelluilJg des Kirchen-

§ 14 Verhäitnis zu.nl. Vorgesetzten 
§ 15 ·verantwortlichkeft 
§ 16 Belohnungen und Geschenke 
§ 17 Beschränkung der Amtstätigkeit 

§ 18 Verbot der AmtSfUhrung 
. § 19 Schw~epfLicht, Aussagegenehmi~ und Her".' 

. ausgabe von Schriftgut 
§ .20 Nebentäijgkeit 
"§ 21 Wohnung und Aufenthalt 
§ 22. Arbeitszeit 
·§ 23 ·Fernbleiben. vom Dienst 

2. Nichterfüllung von Pflichten. 
§ 24. Amtspflichtverletzungen 
§ 25 Haftung · 

3. Rechte 
§ 26 ·Schutz und Förderung 
§ 27 Arntsbezefchnung 
§ 28 Unterhalt 
§. 29 Verfügung über D1enst- und Versorgungsbezüge 
§ 30 Abtretung von Schadenersatzansprüchen 
§ 31 Urlaub 
§ 32 Anträge und Beschwerden 
§ : 33 Offenheitsgrundsatz, Personalakten 
§ 34 · Dienstzeiignis 
§ 35 Beteiligung von Kirchenbeamten 
Abs~itt _IV - Veränderung des _Kirchenbeamten.,.· 

verhältnisses 
1. Abordnung, Versetzung und Übernahme 

§ 36 Abordnung 
§ 37 Versetzung und Übernahme 

·2. Wartestand 
§ 38 Voraussetzungen 
§ 39 Beginn des Wartestandes 
§ 40 FoJ;gen der Versetzung in den Wartestand 
§ 41 Wiederverwendung 
§ 42 Versetzung in den. Ruhestand 
§ ~~- ~cie _des Wartestandes 
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§ 44 Eintritt . in . den Ruhestand bei Erreichen . der 
Altersgrenze 

§ 45 Versetzung in den Ruhestand bei Dienstunfähig-. 
· keit · 

§ 46 Verfahren bei Versetzung in·den Ruhestand wegen 
Dienstilnfähigkeit · 

§ 47 Versetztl.ng des Kirchenbeamten auf Probe in den 
Ruhestand · · · 

§ 48 Form der Versetzung in den Ruhestand 
§ . 49 Wiederverwendung aus· dein Ruhe~tand 

Abschnitt V - Beendigung des Ki~rchenbeamtenver-
hältnisses · 
§ 50 .. Beendi.gungsgründe 
§ 51 Zwingende Entlassungsgründe 
§ 52 EritlasSwig auf Antrag · 
§ 53 Besondere Entlassungsgründe für Kirchenbeamte 

auf Probe· · 
§ 54 Elltlassung von Kirchenbeamten auf 'Widerruf 
.§ 55 · Entlasstingsverfahren 
· § 56 Wirkungen der Entlasstl.ng 

Abschnitt VI - Sondervorschriften 

§ 57 Ordinierte Kirchenbeamte 
§ 58 ·Kirch~pbeamte auf Zeit 
.§ 59 Kirche.nbeamte im Nebenamt 
§ ·60 Kirchenbeamte bei besonderen Einrichtungen 

Abschnitt VIi: - Rechtsweg.· 

§· 61 Rechtsweg für Ansprüche aus dem Kirchenbe­
amtenverhältnis 

Abschnitt VIII - Schlußvorschriften 

§ 62 Anwendungsbestimmungen 
§ 63 Inkrafttreten 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Geltungsbereich 

Dieses ·Kirchengesetz regelt das Dienstverhältnis. der 
Kirchenbeamten in der Vereinigten Evangelisch-Luthe­
rischen Kirche Deutschlands -uhd in ihren ·Gliedkirehen. 

§ 2 

Dienst des Kirchenbeamten 

(1) Der Dienst des Kirchenbeamten wird bestimmt 
durch den Auftrag, den die Kirche vom Her.rn erhalten 
hat. 

(2) In das Dienstverhältnis als Kirchenbeamter soll 
in der Regel nur berufen werden, wer ständig in be­
sonderer Verantwortung kirchliche Aufgaben wahrzu~ 
.nehmen hat. · 

§ 3 

· Kircpenbeamtenverhältnis 

(1) Das Dienstverhältnis des Kirchenbeamten ist ein 
kirchengesetzli.ch geregeltes Dienst- und Treueverhält­
nis. ·Es :wird auf Lebenszeit begründet. 

(2) Ein. Kirchenbeamtenverhältnis ·kann auch begrün­
det werden 
a) auf Zeit, wenn der Kirchenbeamte für Aufgaben im 

Sinne des § 2 Abs. 2 auf bestimmte Dauer verwendet 
werden soll, · 

b) auf Probe, wenn der' Kircl)enbeamte sich für eine' 
spätere Verwendung auf Leb~zeit in einer Probe-
zeit z1:1 bewähre~ hat, · 

c) am<Wider:ruf, wenn der Kirchenbeamte einen Vor­
bereitungsdienst zu leisten hat oder. vorübergehend 
für Aufgaben im Sinne des § 2 Abs~ 2 verwendet 
werden soll. 

(3) Das Recht der, Vereinigten Kirche und der Glied­
kirchen kann bestimmen, daß ein K.irchenbeamtenver;.. 
hältni.S auch begründet werden kann · 
a) im Nebenamt, wenn der Kirchenbeamte Aufgaben 

im Sinne des-§ 2 Abs. 2 nebenberuflich wahrnehmen. 
soll, · 

b) als. mittelbares Kirchenbeamtenverhältnis. 

§ 4 

Pflichten und Rechte 
(1) Der Kirchenbeamte hat sein Amt gewissenhaft .. 

und .gemäß den kirchlichen Ordnungen zu führen. Er'. 
ist verpflichtet, sich innerhalb und außerhalb· des Dien-. 
stes so zu verhalten, Wie es seinem Amt und Stand 
gebührt . 

(2) Auf Grund de8 Dienst- und Treueverhältnisses· 
hat der .Kircpenbeamte ein Recht auf Fürsorge für sich 
und seine Familie. · · · 

Abschnitt U 

Berufung in das Kircbe:imbeamtenveirhäU:nis 

§ 5 

Fälle und Form der Ernennung 
(1) Einer Ernennung b.edarf es 

a) zur Berufung in das. Kirchehbeamtenverhältnis (Ein­
stellung), 

:b) zur Umwandlung ei~es. Kirchenbeamtenverhältnisses 
in·· ein K~chenb~mteriv,erhältnis· and~rer .Art, 

c) ZlJ! ersten Verleil)~i18· eines Amtes (Anstellung),. 
d) bei dem Übergang in ein anderes Amt mit anderem 

Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung; . 
· (2) rne Ernennung geschieht durch Aushändigung 

einer Ernennungsurkunde. Die Urkunde muß enthalten: 
~) bei der Ei~stellung die Worte „unter Berufung .in 

das Kirchenbeamtenverhältnis" mit dem Zusatz „auf 
Lebenszeit", „auf Zclt" mit der Ängabe der Zeit­
dauer, „auf Probe" oder. „auf Widerruf", bei. der 
Einstellung im Nebenamt ·em.en entsprechenden Zu-
satz, · 

b) bei der Umwandlung des · Kirchenbeamtenverhält­
nisses die · für das neue Kirchenbeamtenverhältnis 
bestimmenden Worte nach Buchstabe a), 

c) die Amts'- oder Dienstbezeichnung. 

(3) Entspticht die Ernennungsurkunde nicht der in 
Absatz 2 Buchst. a und b vorgeschriebenen Form, so 
Liegt eine Ernennung nicht vor. Fehlt bei einer Ein­
stellung nach § 3 Absätze 1 und 2. nur der das Kirchen­
beamtenverhältnis kennzeichnende Zusatz, so gilt· der 
Ernannte als Kirchenbeamter auf Widerruf. 

§ 6 
Voraussetzungen für die Begründung 

des Kirchenbeamtenverhältnisses 
(1) In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur be­

rufen werden, wer 
a) evangelisch-lutherischen Bekenntnisses ist, 
b) das 45. Lebensjahr noch nicht erreicht hat, 
c) die erforderliche Vorbildung und Ausbildung erhal­

ten und die vorges.chriebenen Prüfungen abgelegt 
hat, 

d) frei von Krankheiten und Gebrechen :ist, die die 
Ausübung des Dienstes wesentlich hindern. · 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann, wenn ein drin­
·gendes dienstliches Bedürfnis besteht und wenn es mit 
·der Amtsstellung des Bewerbers vereinbar ist, von den 
Erfordernissen des Absatzes 1 Befreiung erteilen.' 
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§ 7. 

,Voraussetzungen fur die Ernennung 
zum Kirchenbeamten auf Leben8zei~ 

(1) Die Ernennung zum Kirchenbeamten aµf ·Lebens..; 
zeit ist nur zulässig,_ wenn der Kirchenbeamte sicp m: 
einer Probezeit bewährt und= druf siebenuriclzWanZ.igsfß. 
Lebensjahr vollendet hat. · 
· (2) Ein Kirchenbeamtenverhältrüs auf· Probe ist spä• 
:testens nach sechs Jahren in ein· Klrchen?>eamtenver,,.. 
hältnis auf Lebenszeit „ umzuwandeln, wenn der · K.ii-~1 
Chenbeapite die beamtenrechtlichen Voraussetzungen 
hierfür" erfüllt. . . 

(3) Die Gliedkirchen können abweichende Regelungen-
treffen~ · 

'§ 8 

Beförderung 
(1) Ein Rechtsanspruch auf BefÖ~derung t>esteht-n.icht. 

. ' . . .. 
(2) Während der Pro~zeit, vor Ablauf eines Jahres. 

nach der Anstellung als Kirchenbeamter oder der letz-· 
ten Beförderung sowie in den letzten ·zwei Jahren vor; 
·E.rreichen deJ;' Altersgrenze soll der Kirchenbeamte: 
nicht befördert werden. · 

§ 9. 

Wirksarnwe~den der Ernennung 
Die Erriennung wird mit dem Tage der Aushändi­

gung der Ernennungsurkunde ·wirksam, :wenn riiCht in 
~er. Urkunde ausdfü.ckl:ich ein späterer Tag bestimn,.t 
ist: Eine Ernennung auf einen· zurückliegenden Zeit~ 
punkt ist unzulässig und insoweit unwirksam~ 

§ 10 

Nicht1:gk:eit der Ernennung 
(1) Eine Ernennung ist niehtig, werin sie von .einer 

unzuständigen Behörde ausgesprochen worden ist. ·Sie 
gilt als von Anfang an wirksam, we~ sie voo".der zu­
ständigen Behörde bestätigt wird. 

(2) Eine Ernennung ist fern~ nichtig, wenn der Er­
nannte im_ Zeitpunkt der Ernennung entmündigt war! 

(3) Sobald. der Grund für. die Nichtigkeit bekamit 
wird, ist diese .dem '.Ernannten mitzuteilen und ihm 
jede weitere .. Führung der Dienstgeschäfte zu unter.:. 
sagen, bei Nichtigkeit nach Absatz. 1 erst d.a~. wenn 
die Bestätigung versagt worden i:st. Di~ gezahlten 
Dienst- oder Versorgungs.bezüge sowie andere Leistun- . 
gen nach diesem Kirehengesetz können den\ Empfänger 
belassen werden. · 

§ 11 

~üclmahme ·der Emennµng 
(1) Die Ernennting kann .zurückgeriommeri werden,: 

wenn sie dtirch Täuschung oder auf andere unredliche· 
Weise herbeigeführt \vurde .. Die ·Möglichkeit,. ein AmtS-· · 
zuchtverlahren einzuleiten9 bleibt unberührt. · · 
. (2) Die Ri.icltiiahnie der Ernennung. ist auch nach B~ 

. endigung des Kircl:ienbeamtenverhältnisses oder _nach 
der Versetzung in den Ruhestand zulässig. Sie kann 
ritir innerhalb . einer Frist: von sechs Monaten ·erklärt 
werden, nachdem die für die· Ernennung · zU.Stäridige 

·Behörde von dem Grund zur Rücknahme Kenntnis er- · 
;langt. hat: Vor. de:t;" Rücknahme ist der Kirc;henbeamte · 
=zu hören, wenn dies möglich ist. Die Rücknah,Ine wird 
·von der für die Er.riennung zuständigen Behörde mit 
Zustimmun~ der obersten Dienstbehörde erklärt 

j3) Die Rücknahme hat di~·.'Witkung, daß das Kir­
:~enbeamtenverhältnis von Anfang an nicht bes~anden 
hat. § · 10 Abs. 3 gilt sinngemäß. · 

§ 12 

Wirksamkeit vorf'dienstliehen HandlUngen · 
· Ist efue Ernennung _nichtig oder ist sie zÜrückgenom­

men worden, so sind die bis zu dem Verbot(§ 10 Abs. 3). 

;öde~ _bis zur Rücknahmeerklärung (§ · 11 . Abs. 2) vorge­
~omme:nen dienstlichen · Handlungen des . Erllannten 
,riicht deshalb· unwirksam, weil die Ernennung nichtig 
.oder zurückgenommen worden ist. 

Abschnitt III „ 

Rechtliche SteUung des Kirchenbeamten 

1. Pflichten 

§ 13 

Gdöbnis 
Der ·Kirchenbeamte hat das vorgeschriebene Gelöbnis. 

abzulegen. · 

§ 14 

Verhältnis zum· Vorgesetzten 

(1) D_er Kirchenbeamte hat seine Vorgesetzten zu be~ 
raten und ·zu unterstützen. Ihren Weisungen ·hat er 
Folge zu leisten. · 

(2) Der Kircheribeam~e unterliegt der Dienstaufsicht. 

. § 15 .. 

Verantwortlichkeit . · .. „ 

Der !µrchenbeamte ist für die Rechtmäßigkeit seiner 
dienstlichen Handlun~n verantwortlich. Bedenken 
gegen die Rechtmäßigkeit dienstlich.er .Anordmingen· hat 
~r unverzüglich bei seinem unmittelbaren· Vorgesetzten 
Und, f~lls die8er auf der ·Ausführung der. AnordnÜng 
besteht, bei dem für seine Ernennung zuständigen 
Organ geltend zu machen. Bestätigt dieses die Anord­
nung schriftlich, so· muß· der Kirchenbeamte sie _aus­
führen. 

. § 16 

Belohnung~n und Geschenke 
Der Kirchenbeamte darf Befohnungen und Geschenl_te; 

die ihm in Bezug auf sein Amt zugewendet werden, 
·niCh.t annehrp.en. Die oberste Dienstbehörde kann Aus­
. nahmen· ztilassen. 

§ 17. 

· Beschränkung der Amtstätigkeit 

Der Kirchenbeamte darf keine dienstlichen Handlun­
gen· vornehmen, die sich gegen "ihn selbst oder einen 
Angehörigen richten oder die ihm oder einem Ange­
hörigen einen Vorteil verschaffen 'wü:rden. 

§ 18 

Verbot der Amtsführung 
_ (1) Dem· Kirchenbeam~en kann diEl Führ~ .der 
Pienstgeschäfte aus zwingenden dienstlichen Gründen 

·ganz oder in bestimmtem Umfang verboten werden; er 
ist vorher zu hörep.. Das Verbot darf nur .bis ztir Dauer 
von drei Monaten aufrechterhalten werden. Eine Nach-.· 
prüfup.g nach § 61 hat keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Unberilhrt bleibt die Möglichkeit, dem Kirchen­
b~mten die Ausübung des Dienstes auf Grund ander~r 
kirG'hengesetzlicher. Bestimmungen_ ~u untersagen. 

§ 19_ 

Schweigepflicht, . „ . 
~ussagegenelimigung und Herausgabe von S_chriftgut 

'(1) Der Ktrchenbeamte hat über die ihm bei . Aus­
übung seines Amtes bekanntgewordenen Angelegenhei­
ten Verschwiegenheit zu bewahren, ·soweit dies ihrer 
Natur nach erforderHch oder durch Dienstvors~ft an­
goordnet. ist. Dies gilt auch für die Zeit riach Beendi­
gung des Kirchenbeamtenverhältnisses. 

(2) Der Kirchenbeamte darf ohlle vorherige Genehmi­
gung der obersten Dienstbehörde über- Angelegenheiten, 
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über die er VerschWi.egenheit ·zu bewahren hat, weder 
vor Gericht noch· außergerichtlich. aussagen oder Erklä­
rungen abgeben. Die Genehmigung, als Zeuge auszu­
sagen oder ein Gutachten zu erstatten, kann atis wichti­
gem Grunde versagt werdt!n 

(3) Der Kirchenbeamte hat, auch nach Beendi,gung 
des Kirchenbeamtenverhältnisses, auf Verlangen amt­
liche Gegenstande und amtliche Atifzeichnungen, auch 
:soweit es sich um Wiedergaben handelt, herauszugeben. 
Diese Verpflichtung trifft auch sei:tie Hinterbliebenen 
und Erben. 

. § 20 

Nebentätigkeit 

(1) ·Der Kirchenbeamte . ist . verpflichtet, eine. Neben­
tätigkeit (Nebenamt, l';ebenbe:scliäftigung) im kirch­
lichen. Dienst zu übernehmen, wenn sie ihtri. ·zuzumuten 
und mit seinen Dienstpflichten vereinbar ist. 

(2) Besteht eine Verpflichtung nach Absatz .1 niclit, 
so bedarf der Kirchenbeamte zur übernahm:e . einer 
Nebentätigkeit,· auch zur Übernahme einer Vormund­
schaft, . Pflegschaft ·. oder Testamentsvollstreckung der 
schriftliChen Genehmigung. Die Genehmigung ist jeder­
zeit widerruflich. _Die oberste ·Dienstbehörde bestimmt 
allgem~n oder im Einzelfall, ob U.nd in welcher Höhe 
eine dem Kirchenbeamten gewährte Vergütung von ihm 
abzuführen ist. 

(3) Genehmigungsfrei ist 
a) eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künstle­

rische oder Vortragstätigkeit, 
.· b) die Übernahme von Ehrenämtern in Körperschaften, 

Anstalten, Gesellschaften .oder Vereinen, deren Be­
strebungen kirchliche!)., woh~tätigen, künstlerischen, 
wissenschaftlichen, kulturellen oder beruflichen 
Zwecken dienen. 

(4) Eine Tätigkeit nach Absatz 3 kann ganz oder teil.;. 
weise untersagt werden, vvenh sie mit den DienstpfUch".'.' 
ten des· Kirchenbeamten nicht mehr vereinbar ist. -

§-21 

Wohnung _und Aufenthalt 

(1) Der Kirchenbeamte hat seine Wohnung so zu 
nehmen, daß er in der ordnwigsm:äßigen W~hrneh­
mung seiner ~ienstgeschäfte nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Der Kirchenbeamte. kann, wenn_ die dienstlichen 
Verhältnisse es erfordern, angewiesen werden,· seine 
Wohnung iruierhalb bestimtnter Entfernung von seiner 
Dienststelle zu neh.Inen oder eine Dieiistwohnw·ig zu 
beziehen. 

(3) Wenn besondere dienstliche Verhältnisse es drin-· 
gend erfordern, kann der Kirchenbeamte angewiesen 
werden, sich während der dienstfreien Zeit in erreich..; 
barer Nähe seines Dienstortes ·aufzuhalten. · 

§ 22 

Arbeitszeit 

Der Kirchenbeamte ist verpflichtet, über die regel­
mäßige· Arbeitszeit h.inaus ohne Entschädigting ·Dienst 
zu leisten, wenn die dienstlichen 'Verhältnisse -es erfor­
dern. Wird er dadurch erheblich mehr bean.Sprucht, so 
ist ihm innerhalb angemess~er Zeit Dienstbefreiung in 
entsprechendem Umfang zu gewähren. -

§ 23 

Fernbleiben vom Dienst 

(1) Der Kirchenbeamte darf dem Dienst nicht ohne 
Genehmigung seines Dienstvorgesetzten fernbleiben. 
Wenn der Kirchenbeamte,im Falle einer Krankheit sei­
nen Wohnort verläßt, hat er seiner Dien.Ststelle hiervon 
Kenntnis zu geben. · · · · 

(2) Arbeitsunfähigkeit infolge ·Krankheit .ist _dem· 
Dienstvorgesetzten unverzüglich anzuzeigen ·und _ auf 
Verlangen nachzuweisen. 

(3) Bleibt der Kirchenbeamte ohne Genehmigung 
schuldhaft dem Dienst fern, so verliert er für die Zeit 
des Fernbleibens den Anspruch auf Dienstbezüge. Der. 
Verlust der Dienstbezüge ist festzustellen und dem Kir-. 
ehenbeamteri mitzuteilen. Die Möglichkeit, . ein Amts-

. zuchtverfahren einzuleiten, bleibt unberührt. 

2. Nichterfillll.J,ng yon Pflichten· 

···§24 

Anltspflichtverletzungen 

(1) Der Kirchenbeamte verletzt die Amtspflicht, wenn 
_ rer sch:tildhaft die Obliegenheiten verletzt oder Aufgaben. 

vernachlässigt, die sich aus seinem Dienst- und Treue-.: 
verhältnis · zur Kirche ergeben, . insbesondere wenn er 
gegen die kirchliche Ordnung verstoßt oder sich inner­
halb oder außerhalb seines Dienstes in s,einem Wandel 
nicht so verhält, wie es seinem Amt tind Stand ·gebührt .. 

· (2) Pas Verfahren und die Rechtsfolgen b.ei Verlet­
zungen der Amtspflicht . werden durch Kirchengesetz 
~~regelt. 

§ 25. 

Haftung 

(1) Verletzt ein Kircpenbeamter vorsätzlich oder grob 
:fuhrlässig die ihm obliegenden Pflichten, so hat er dem 
kirchlichen Rechtsträger, dessen Aufgaben er wahrge-:­
nommen hat, den daraus entstandenen Schaden zu er­
setzen. Haöen mehrere Kirchenbeamte den Schaden ge­
meinsam venirsacht, so haften sie als Gesamtschuldrier. 

(2) DLe Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in. drei 
Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der kirchliche 
ij.echtsträger. von dem Schaden und der Person des Er ... 

· satzpflichtigen Kenntriis erlangt hat, ohri.e Rücksicht 
auf diese Kenritilis in zehn Jahren ·von der Begebung 
der Handlitng an. · . 

(3) Leistet der· Kirchenbeamte dem kirchlichen ~echts~ 
träger Ersatz und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen . 
einen Dritten, so ist dem Kirchenbeamten dieser Ap.­
spruch abzutreten. 

(4) Auf die· Ansprüche nach Absatz 1 kann in Härte­
.fällen mit Zustimmung der obersten Dienstbeh,örde 
ganz oder teihyeise verzichtet werden. 

3. Rechte 

§ 26 

Schutz und Förderung 

(1) Der Kirchenbeamte ist gegen Behinderungen sei~ 
nes Dienstes und ungerechtfertigte Angriffe auf seine 
Person in Schutz zu nehmen. 

(2) Für Beratung und Unterstützung in, seinem Dienst 
und. für seine· berufliche Weiterbildung ist· Sorge zu 
tragen. 

§ 27 

Amtsbezeichnung 

. (1) Der Kirchenbeamte führt . die vorgeschriebene 
Amts.:. oder Dienstbr=zeichnung. 

(2) Kirchenbeamte im Wartestand führen den Zusatz 
„im Wartestand" („i. W."), -

Kirchenbeamte im Ruhestand den Zusatz 
;,im Ruhestand" {„i. R."). 

(3) Einern entlassenen Kirchenbeamten kann von der 
obersten. Dienstbehörde die Erlaubnis erteilt werden, 
die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „außer Dienst" 
'(„a. D.") sowie die' im Zusammenhang mit dem ~t 
verliehenen -Titel zu führen. Die Erlaubnis kann zu-

-27-



rückgenoni.men werden, wenn der frühere Kirchenbe­
amte sich ihrer als nicht-würdig erweist, 

. § 28 

Unterhalt 

(1) Der Kirchenbeamte hat Ar.ispruch· auf angem~-sse..: 
;nen Unterhalt für sich und seine . Familie.· Der Unter­
'.halt wird nach Maßgabe näherer kircllengesetZllcher 
;Regelung insbesondere durch Dienst..:, Wartestands;, 
:Ruhestands~ .. und Hinterbliebenenbezüge gewährt. 

. (2) Der Kirchenbeamte erhält Umzugs- und Reise- . 
··k:ostenvergütungen· nach den dafür geltenden Bestim= .· 
mungen. ·Krankheits-· und Notstandsbeihilfen ·weraen 
'im Rahmen der allgemeinen Sorge für das Wohl des 
·Kirc:iien~eam~n und seiner Familie ,gewährt. 

§ 29 

Verfügung über Dienst- und VersorgungsbeZüge 

(1) Der Kirchenbeamte kann 1 
auf die laufenden. 

Dienstbezüge und auf Versorgungsbezüge weder ganz: 
noch teilweise verzichten,. Er kann, wenn. gesetzli~ 
nichts anderes bestimmt ist, Ansprüche auf Dienst= und 
Versorgungsbezüge nur insoweit abtreten oder vei:'Pfän­
den, aIS sie der Pfändung_unterliegep. 

(2) Der kirChliche Rechtsträger· kann ein . Aufrech= 
nungs~ oder Zurückbehaltungsrecht gegenüber Änsprü= 
chen auf Dienstbezüge nur insoweit .geltend·m.ach~· ·als 
sie pfändbar sind. Diese Einsclu•~g gilt nicht, so­
weit · gegen den Empfänger Ansprüehe auf Schaden­
•ersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlu,ng be-· 
stehen.· · 

(3) Die Rückforderung zuviel gezahlter Dienst~ oder 
Versorgungsbezüge richtet sich . nach · den allgememe,n 
Vorschriften über die Herausgabe ehier ungeteChifer­
tigten Bereicherung. Der Kenntpis • des · Mangels -des~ 
.rechtlichen Grundes steht es gleich, wenn der Mangel 
.so offensichtlich war, daß der·. Empfänger ihn ·hätte ·er-. 

0

kennen müssen. Von der Rütj{fOrderung kann aus BP"': 
ligkeitsgründen mit Zus.timmung der obersten ,Die!!St= 
behörde ganz oder teilweise abgesehen ~erden. ·· 

§ 30 

Abtretung von Schadenersatzansp:rÜchen· 

(3) Der Kirchenbeamte braucht den Dienstweg nicht· 
einzuhalten, wenn .er. seelsorgerliche Beratung erbittet. 

§ 33 

Offenheitsgrundsatz, Personalakten 
: .. (1) Der Kirchenbeamte muß· über :Beschwerden und 

Behauptungen tatsäc..1Uicb.er Art~ die für ihn ungünstig 
sind, vor Aufnahme· in die Personalakten gehört· wer~ 
den. Sein~ .Äuß.erung ist zu. den Personalakten zu nel:l­

.m.en. 

(2) Dem Kirchenbeamten ist atlf Antrag E~nsicht in 
die vollständigen P·ersonalakten mit Ausnahme der. 
Prüfungsakten zu gewähren. Den Hinterbliebenen eines 
verstorbenen Kirchenbeamten ·ist über den Inhalt der 
Persqnafa:kten Auskunft zt.1 geben, soweit sie ein· be~ 
rechtigtes . Interesse daran· habeil v.rid . dienstliche Inter~ 
essen nicht entgegenstehen. · 

· (3) Vorgänge. über Behauptungen, die sich_ als falsch 
erwiesen haben, sind aus ·den Personalakten zu ent~ 
fernen. 

§ 34 

Dienstzeugnis 

Dem Kirchenbeamten wird nach Beendigung des Kir­
ch.enbeamteriverhäitnisses oder beim Wechsel des kirch­
lichen Rec..htsträgers auf Antrag ein Dienstzeugnis über · 
Art und Dauer der von ihm bekleideten Ämter erteilt. 
Das Dienstzeugnis . muß aUf Verlan.gen des Kirchenbe­
amten auch über seine Tätigkeit und seine Leistungen 
Aus.kunft ·geben. 

§ 35 

·Beteiligung von Ki:rc.1-ienbeamten 
Bei Vorbereitung allgemeiner Regelungen auf dem 

Gebiete des Kirchenbeamtenrechts; sind Kirchenbeamte 
zu beieiligel'i. 

Abschnitt IV 

Ve!i"äl.!lldeli'1mm.g de§ Kiill."(ßb.ell:'.llbeamtiel'llweirb.~ntmsses 

1. Abordnung, Versetzung und Übernahme 

. § 36 

. Abordnung 

Steht dem Kirchenbeamten wegen einer· Körperver- Der Kirchenbeamte kann befristet zu einer seinem 
Ietzung. ·ein gesetzlicher · SChadenersatzanspruch· g~ge11 · . Amt entsprechenden Tätigkeit an eine ande~e Dienst­
einen Dritten zu, so hat er··diesen Anspruch mit Aus-. ·stelle abgeordnet werden, wenn ein dienstliches Be­
nahme des Anspruchs auf Schmerzensgeld an den kirch-:· dürfnis besteht. Die Zusti.w..m.Un.g des Kirchenbeamten 
liehen Rechtsträger insoweit abzutrete:ri, als dieser.ver= :ist erforderlich, wenn di~ Abordnung ein Jahr, bei Kir-
pflichtet ist, während einer durch ·die Körpe:i;-verletzung chenbeamten auf Probe zwei .Jahre, übersteigt oder 
verursachten Dienstunfähigkeit ·des KirChenbeamten wenn sie an eine P~enststelle außerhalb der G1iedkirche 
Dienstbezüge oder andere Leistungen zu gewähren. 

§ 31 

Urlaub 
(1) Dem Kirchenbeamten steht jährlich.· ein Er­

holungsurlaub unter Fortzahlung der Dien.s.tbezüge zu. 
(2) Dem Kirchenbeamten kann· auch aus anderen 

Gründen Urlaub gewährt werden, wenn die dienst-, 
·liehen Belange es rechtfertigen; dabei können ihm ·die 

Dienstbezüge belassen werden.· · 

§ 32 

Anträge und Beschwerden 
(1) Der Kirchenbeamte kann A.nträge und Beschwer­

den vorbringen; hierbei hat er den Dienstweg einzuhal­
ten. Der Beschwerdeweg bis zur obersten Dienstbehörde 
steht ihm offen. Die Beschwerde hat keine . aufschie= 
bende Wirkung. 

(2) Richtet· sich die Beschwerde gegen den unmittel­
baren V cirgesetzten, so kann sie bei d~m nächsthöheren 
vorgesetzten eingereicht "werden. 

vorgenomm?n werden s.qll. 

§ 37 

·Versetzung und Übern~hme 

(1) Der Kirchenbeamte kann in ein gleichwertiges 
Amt bei einer: anderen Dienststelle desselben kirch­
lichen Rechtsträgers versetzt werden, we~ er es bean­
tragt oder· ein dienstliches Bedürfnis beiSteht. Er ist 
vorher zu hören, wenn er die Versetzung nicht selbst 
beantragt hat. 

(2) Nach Maßgabe näherer kircheri..:gesetzlicher Rege­
lung kann . der · Kirchenbeamte mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde auf seinen Antrag oder mit sei-· 
rier .Zustimmung zu einem anderen kirchlichen Rechts- · 
träger versetzt werden_, wenn das neue Amt· gleichwer­
tig ist und sich der neue Rechtsträger eiriverstanden 
.erklärt hat. Die oberste Dienstbehörde 'kann .den Kir­
chenbeamten auch ohne Zustimmung der Beteiligten 
versetzen, wenn sein Einsatz .in einem anderen Amt 
erforderlich oder wenn ein gedeihliches ·Wirken. des 
Kirche_nbeamten in seinem Amt i1.icht menr gewährlei-
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.stet ·isf; vor der Vers.etzung Sind die B.etelligten zu · 
'hören. Die Versetzungsverfügung ist sGhriftlich zu be­
gründen.. · .· 

· (3) Der Kirchenbeamte kann aus dem Dienst der 
:vereinigten Kirche oder einer ihrer Gliedkirchen in den 

°:Dienst einer anderen Gliedkirche oder der Vereinigten 
Kir$e übernommen werden. Das ·weitere wird durch 
Kirchengesetz und bis zu dessen Erla:a' durch Verein­
barung zw~schen den beteiligten KirChen U.nd dem ·Kir­
chenbeamten geregelt. Durch die Ube1Tiahme ·darf der 

·Kirchenbeamte ohn.e· seine „z~t~Uri.g m seinen 'ois:.. 
herigen Rechten nicht geschmälert werden. 

. (4) In :d~ Fällen der· Al;>sätze 2 ·u00 .3 wird das 
Dienstverhältnis ·mit dem neuen Rechts.~räger fortge­
setzt. 

2. Wartes.tand 

§ 38 
'.Voraussetzungen 

(1) Ein Kirchenbeamter auf Leben.Szeit . kann in · den: 
Wartestand verset.zt werden.,· wenn 
a) eine kl:rcliliche Dienststelle umgebildet, verkleinert„ 
· aufgelöst o~er mit einer. anderen zusammengelegt; 

wird oder . 
b) nachweislich ein gedeihliches · Wirken des Kirchen­

beamten auf seiner Stelle nicht mehr. .g.ewährleistet· 
ist · · · · · · 

und wenn der K.i~chenbeamte binnen Jahresfrist weder 
anderweit verwendet noch ;nach § 37 versetzt oder über­
nommen werden ~ann. 

(2} Das Recht der Vereinigten Kirche und der Glied­
kirChen kann hestimmen, daß der Kirchenbeamte . auch 
aus anderen Gründen. in den Wartestand ver.setzt wer:,, 
den. kann. Dabei könrien · die Rechts.folgen abweichend 
von den§§ 39 bis 43 .geregelt werden. 

§ 39 

Beginn des Wartestandes 
(1) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Ver-. 

füg.ung. ein späterer ·Zeitpunkt. bestimtr?-t wird, mit· dem 
Ende des Monats, jn dem dem Kirchen.beamten die 
.Versetzung in den Wartestand ·mitgeteilt wird. Die 
Verfügüng kann bis zum Beginn. des Wartestandes ·:tu-
rückgenommen werden. . . . 

(2) Die Verfügungen nach Absatz 1 bedürfen der 
Schriftform. 

§40 

Folgen der Versetzung in den Wartestand 
(1) Das Dienstverp:ältrus des Kirchenbeamten wird 

durch die Versetzung in den Wartestand nicht beendet. 
Der Kirchenbeamte verliert jedoch mit dem Beginll des 
Wartestandes .seine Planstelle und, nach näherer Be..:. 
stimtnung im Einzelfall, die Nebenämter und Neben­
·beschäfti.liungen, die ihm im Zusammenhang .mit s.eiilem 
Hauptamt übertragen sind. · · 

(2) Der Kirchenbeamte erhält für den Monat, in dem 
·ihm die Versetzullg in den Wartestand eröffnet worden 
ist, und für die folgenden drei Monate noch die Dienst­
bezüge des von ihm bekleideten Amtes, die zur Bestrei­
tung von Dienstaufwandskosten bestimmten Einkünfte · 
jedoch nur bis zum Beginn des Wartestandes. Während 
einer. Beschi:iftig:ung nach §. 41 Absätze 1 und ·2 rückt er·· 
i:n den Dienstalter.s1stufen auf. Im übrigen„ bestimmt die 
oberste ·Dienstbehörde, wie sich der Wartestand .auf das 
Aufrücken in den Dienstaltersstufen ·Und das Besol­
dungsdienstalter aus.wirkt. 

(3) Nach Ablauf der· Zeit, für die· noch :pienstbee.üge 
gewährt w.erden; erhält der Kirchenbeamte. Wartegeld. 

Das Wartegeld beträgt 75 v. H. der ruhegeMltfä'higen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgriippe, · 
in der· sich der· Kirchenbeainte zur Zeit seiner Verset­
zung in den Wartestand befunden hat; es darf jedoch 
den Betrag der Dienstbeiüge, die ihm in diesem Z~t­
punkt zustande~ nicht überschreiten. 

{4) Bezieht .ein Wartestandsbeamter nach den Absät­
zen 2 oder 3 Dienstbezüge oder Versor.gungsibezüge aus 
einer Verwendung im kirchlichen oder sonstigen öffent­
lichen Dienst, ~o . gelten· die Bestimmungen über das 
Ruhen, von Versorgungsbeziigen sinng~tnä~. · . 

(5) Die Gliedkirchen können von den Absätzen 2 
.bis 4 abweichende Bestimmungen treffen. 

§ 41 

Wiederverwendung 

(1) ·ner Kirche.nbeamte im Wartestand ist auf Verdan­
.gen verpflichtet, vorübergehend di~tliche Aufg~ben, 
die seiner Vorbildung entspr:echen, zu übernehmen. Auf 
die persönliChen Verhältnisse· des .Kirchenbeamten ist 
soweit wie.mö.glich Rücksicl}t zu nehmen. 

(2) Der Kirchenbeamte im· Wartestand kann jederzeit 
·wieder zum Dienst berufen wer.den. Er ist verpflichtet, 
der Berufung zu folgen, wenn· sein früherer allgemeiner 
Rec..htSstand nicht verschlechtert wird tind ihm in seiner 

. neuen Stelle dj.e Besoldun.g mindestens nach der Besol­
dungsgruppe gewährt wird, aus der sich :das Wartegeld 
errechnet. 

§ 42 . 

Versetzung in den Ruhestand 

(1) Der Kirchenbeamte im Wartestand kann nlit sei.:. 
ner Zu.s.timmung jederzeit in ·den Rllhe5tand versetzt 
werden. 

(2) Er ist in den Ruhestand zu versetzen mit dem 
Ende des Monats,· in dem eine fünfjährige Wartestands­
.zeit abgeläufeh ist. Auf Antrag ist er nach· dreijähriger ". 
Warte-Standszeit in den Ruhestand zu versetzetl_. Der 
Lauf der Fristen· wird durch eine· Beschäftigung des 
Kfrchenbeamten nach § 41 Abs. 1 gehemmt. · 

(3) Ist der Kirchenbeamte im Wartestand in den 
RuP.estand ver.setzt, so kann er nach § 49 wieder zum 
Dienst berUfen werden . 

§ 43 

Ende des Wartestandes 

Der Wartestand endet 
a) mit ·der Wiedel'\'.erweµd~g na<'.h § 41 Albs. 2, 

b) .mit der Versetzung .in den Ruhestand, 
c) mit der Beendigung des Kirclienbeamten'Verhältnis­

ses. 

3. Ruhestand 

§ 44 

Eintritt in den Ruhestand 
, bei Erreichen der Altersgrenze 

(1) Der Kirchenbeamte .auf Lebenszeit tritt mit dem 
Ende des Monats, in dem ·er das 65. Lebensjahr voll"." 
endet, in den. Ruhestand. Er ·kann auf selneh Antrag 
·ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit frühestens ·drei 
Jahre vor Erreichen .der Alter.s1gren.Ze in dei1 Ruhestand 
vers!etzt werden. Die Gliedkirchen kön:rien von der 

. Altersgren~e fö Satz 1 und von Satz 2 abweichoode 
Rege1Uillgen t~effen. 

(2) Wenn dringende dienstliche Rücksichten es erfor­
dern, daß .ciie Dienstgeschäfte durch einen bestimmten 
Kirchenbeamten fortgeführt werden, k!ann mit Zustim-. 
mung des Kirchenbeamten. ·der Eintritt in 4en Ruhe• 
stand für eine bestimmte Frist~ längstem für <l;rei Jahre, 
über. dfo AlteriSgrenze mnarus·gescho~en werqen. . 
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§ 45 
V.ersetzung in den Ruhestand bei Diensttmfä;Jlilgkeit 

(1) Der Kirchenbeamte auf LebensZeit i~ auf semen 
Antrag oder von Amts. wegen in -den Ruh,estand zu ver­
setzen, w~nn er irifolge eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwäche seiner k~rperlichen oder geisti• 
gen Kräfte zur Erfüllung seiner Dienstptlich~ dauernd 
unfähig '(dienstunfähig) iist4 . 

(25 Als dienstunfählg kann der ·Kirchenbeamte auch 
dann angesehen werden, wenn .er· infolge ·Erkrankung 
innerha~b von sechs Monaten mehr ·aIS drei Monate 

. keinen Dienst getan hat und keine· Aussicht ;besteht, ·daß 
er inne~haLb. weiterer sechs Monate wieder voll dienst-· 
fähig wird 

(3) :Bestehen Zweifel über· die DLenstUnfäl).igJkeit des 
Kirchenbeamten, so ist er. verpflichtet, sich. nacli. Wei­
sung ärztliCh oder fachärztlich untersuchen · Uri.d beob~ 
achten zu fassen und die Ärzte von ihrer SChweige­
pflicht zu entbinden. Die Vorlage eines. amtsärztlichen 
oder vertrauensärztlichen zeugnisses . kanri· gefordert 
werden. Die anordnende Stelle trägt die dadurch erit-. 
standenen Kosten. 

(4) Die Versetzurig in den Ruhestand bedarf der Zu-i 
· stimmung der obersten Dienstbehörde. 

§ 46 
Verfahren bei Versetzung 

in den Ruhestand· wegen Dienstim:fäl:ligkeit 

(1) Soll der Kirchenbeamte von Amts wegen in den· 
Ruheste1:nd versetzt werden, so muß ihm unt.er Angabe 
der Gründe schriftlich Gel'*enheit gegeben werden, 
Einwendungen innerhalb. einer ih.m gesetzten. Frist von 
mindestens vier Wochen zu erheben. 

(2) Werde11 Einwendwi.gen .fris~gemäß nicht erhoben, 
so kann der Kirchenbeamte in den Ruhestand ·versetzt: 
werden. Werden Einwendi.m~en fristgemäß ·erhoben, so 
werden die notwendigen Feststellungen in einem· Ver-

. fahren ·getroffen, . in, dem ein am~särztliches · oder ver-· 
trauensärztliclies Zeugnis eingeholt und dem Kirchen-· 
beam.ten Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wer-· 
den muß. · · 

(3) Erscheint der Kirchenbeamte· zur Wahrnehmung 
:Seiner Rechte infolge körperlicher oder geistiger Ge­
brechen außerstande, so wird i;tlm, nach MögliclJ.keit im 
Einvernehmen mit seiher Familie, ein Beistand ·für das 
Verfahren.· ges.tellt, .solange kein gesetzlicher Vertreter 
oder Pfleger für ihn pestell t ist. · 

(4) Dem Kirchenbeamten kann die Au~bun.g des 
Dienstes für die Dauer des Verfahrens ganz oder. teil­
weise untersagt werden. Diese Anordnung . unterliegt 
D:icht der Nachprüfung nach § 61. · · 

(5) Wird die Dienstfähigkeit des Kirchenbeamten 
festgestellt, so ist das Verfahren einzustellen. Wird die 
Dienstunfähigkeit des Kirchenbep-n:ten fes'tgestellt, so ' 
ist er in· den Ruhestand zu versetz~n. 

(6) Hat der Ki.rchenbeamte seihe Vers,etzung .in den 
· Ruhestand beantragt, so tritt an die Stelle· des Verfah­
·rens nach den ~bsätzen 1 bis 5 die Erklärung. des un­
mittelbaren DieniStvorgesetzten, daß er den Kirchen­
beamten auf Grund· eines · amtsärztlichen oder ver-

. trauensärztlichenGutachtens fürdau~rnd unfähig-halte, 
· ·seine Dienstpflichten zu erfüllen. · · · . 

§ 47 

Versetzung des Kirchenbeamten 
auf .Probe in den Ruhestand 

(1) Der Kirchenbea,mte auf Probe ist in den Ruhe• 
stand zu versetzen, wenn .er iitfolg.e Krankheit; Veri~- · 
zung.oder sonstiger Schädigung, die er sii:::h ohrie grobes; 
VerschulQ.en in Ausübung oder aus . Veranlassung des 

· Dienstes· zugeZ()gen hat, dienstunfähig geworden ist. 

(2) Er kann in den Ruhestand versetzt werden, wenn: 
er aus anderen Gründen dienstunfähiJg geworden ist. · 

(3) Die Bestimmungen der §§ 45 und 46 finden ent-
sprechende Anwendung; . 

§ 48 

Form der Versetzung in den Ruhestand 
- . . . 

. Die Versetzung in del). Ruhestand ist dem Kir'chen­
beamten durCb. eine schriftliclie Verfügung bekanntzu­
geben; sie kann bis zum Be.ginn ·des Ruhestandes· zu.;. 
rückgenommen werden, wenn die Versetzung in den. 

. Ruhestand nicht zwingend vorgeschrieben ist.· Die Ver­
fügtihg · muß den Zeitpunkt, mit dem der Ruhestand 
beginnt, ·enthalten. 

§ 49 
Wiederverwendung aus dem Ruhestand 

Der Kirchenbeamte im Ruhestand kann bis spät.e­
stens · drei Jahre vor Err-eichen der Altersgrenze (§ 44 
Abs. 1) jederzeit wieder zum Dienst berufen werden, 
wenn 'die Gründe für seine. Versetzung in den Ruhe­
.stand weggefallen sind. Er ist Perpflichtet, der Be­
rufung zu folgen, wenn er seinen ,früheren. ReChtsstand 
und ein gleichwertiges Amt erhält. 

Ab·schn.itt V 

Beendigun~ des Kirchenbeamtenverhältnisses 

§ 50 
Beendigungsgründe 

Das. Ki:r;-chenbeamtenverhältnis endet durch Entlas-· 
sung, Zeitablauf, Entfernung aus dem Dienst nach den · 
v·orschriften des Amtszuchtr:echts und mit dem Tode 
des Kirchenbeamten. 

§ 51 

Zwingende Entlassungsgründe 

(1) Der Kirchenbeamte ist zu entlassen, 
a) wenn ·er nach § 6 Abs. 1 nicht berufen werden durfte. 

ünd eine Befreiu:p,g nach § 6 Abs. 2 nich~ vorliegt 
oder · 

b) wenn er sich weigert, das vorgeschriebene Gelöbnis.-
abzulegen oder · . 

c) wenn er die. evangeiisch-lutherische Kirche. durch 
Austrittserklärung .oder übertritt zu einer .anderen 

. Religionsgemeinschaft verläßt oder 
d) wenn er· ohne Zustimmung des kirchlichen Rechts­

t:r;ägers seinen Dienst in der Absicht aufgibt; ihn· 
nicht wieder aufzunehmen oder · · 

e) werin er ohne Zustimmung der obersten Dienstbe­
. hörde hauptberuflich in ein anderes kirchliches ·oder 
sonstiges Dienst- oder Amtsverhältnis tritt; die Vor..:. 
schriften der §§ 37 und 38 .bleiben unberührt. 

(2) Der Kirchenbeamte ist ferner zu entlassen, 
a) wenn er als Kirchenbeamter auf Probe oder auf 

Widerruf den Zeitpunkt erreicht, in dem ein Kir­
chenbeamter au{ Lebenszeit wegen" Erreichens der 
Altersgrenze in den Ruhestand tritt, ·oder 

b) wenn er als Kirchenbeamter auf Probe dienstunfähig 
ist und nicht in .den Ruhestand versetzt wird oder 

c) wenn er als KirChenbeamter ··auf Widerruf · dienst­
unfähig. ist. · 

(3) Die Entlassung bedarf der Zustimmung der ober-
sten Dienstbehörde~ . · · -
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§ 52 

Entlassung auf Anfrag 

(1.) Der Kirchenbeamte kann seine . Entlassung ver­
fangen. Das Verlangen ~uß schriftlich und soll· drei 
:Monate vor. dem beantragten Zeitpunkt des Ausschei­
:dens erklär:t werden. Die Erklärung kann,innerhalb von 
:zwei Wochen ·nach Zugang b'~i dem Dienstvorgesetzten 
:z1:1rückgenommen werden, mit Zustimmung ·der ober­
s~en Dienstbehörde auch nach Ablauf dieser Frist. 

. (2) Die Entla~sung ist. für den beantragten Zeitpunkt 
auszu~prechen; s:ie kann solange hinausgeschoben wer-· 
den, bis der Kirchenbeamte seine Amtsgeschäfte ord"."' 
nungsgemäß erledigt ·hat, ·jedoch Iärigstens · fü.i- drci 

. Monate. 
§ 53 

B~ondere Entlassungsgruridre 
für Ki;rchenbeamte auf Probe 

. ·Der Kirchenbeamte auf J?.robe kann entlassen_ werden, 
a) wenn er sicl) in der Probezeit nicht bewährt oder 
b) wezm er eine Handlung begeht~ die bei einem Kir­

chenbeamten auf Lebenszeit eine Amtszuchtmaß­
nahme zur Folge. hätte, die nur· im förmlichen Ver­
fahr~ verhängt werden kanri. 

§.54 

Entlassung ·von Krrchenbeamten, auf Widerrµf 
·Der Kirchenbeamte auf Widerruf ka·nn jederzeit ent .... 

lassen· werdep.. 

·§ 55 
Entlassungsverfahren 

(1) · Der ~rchenbeamte wfrd1 soweit nichts anderes 
bestimmt. ist, _von de! Stelle entlassen, di~ für seine 
Ernem.mng zuständig ist. 

.(2) Die Erltlassung· wird, wenn die Verfügung keinen. 
späteren Zeitpunkt bestimmt und kirchengesetzllch 
nichts anderes bestimmt· ist, mit dem. Ende des Monat~;· 
wirksam, , der auf den Monat folgt, in dem die· Entlas­
·sungsverfügung dem Kirchenbeamten schriftliCh -.be­
kanntgegeben worden ist. Im Falle des §· 53 Buchstabe b 
ist die ~tlassungsverfügung zuzustellen; die Entlas-: 
sung wird mit der Zustellung wirksam. 

. § 56 

Wirkungen der Entlassung 
Nach ·der Entlassung hat der frühere ·Kirchenbeamte 

keinen Anspruch atif Bezüge. und Versorgung soweit 
kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 'Er darf 
_die Amts- oder Dienstbezeichnung und· die· im. Zusam:=· 
menhang mit dem Dlen.St verliehenen Titel nur.führen· 
we~ ihm die E;rl~ubnis erteilt worden ist (§ · 27 Abs. a):. 

Abschn!tt.VI 
SÖ111dervl!llll."siclhurii.fteim 

§ 57 
Ordinierte Kirchenbeamte 

: (1) Auf ordinierte Kirch~nbearrite finden ergänzexrd 
·'~~yo:r~clµ:µten der·~n, ~3, 22.Abs. 1, 29, 31, 33, 41, 48, 
49, 59; 60, 90 Abs.· 2 lind ·94 bis 98 des-· P.farr~gesetzes. · 
Anwendung. · · 

(2) Ein ordinierter Kirchenbeamter kann· unter den: 
Voraussetzungen. des § 37 Absätze 2 und 3 in einen· 
pfarramtlichen Dienst überführt werden. In diesem: 
Falle.· endet das Kirchenbeamtenverhältnis init dem·. 
Zeitpunkt, in· ~et?:l d!i~ _neue Dienstverh_äitnis beginnt._ 

"§.58 

_ Kir~enbeamte auf ~ei~ . 

(1) Für Kirchenbeamte au{ Zeit gelten die Vorschrif-· 
ten für Kirchenbeamte auf Lebenszeit entsprechend, 
wenn kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist. ·' 

(2) Läuft die Amtszeit eines Kirchenbeamten auf Zeit 
ab, so ist er verpflichtet, das Amt weiterzufruuoeri, wenn 
er unt~r nicht ungünstigeren . Bedingungen wieder m­
d.asselbe Amt .berufen werden soll. Die Berufung. mU.ß 
sechs· Monate vor Ablauf der· Amtszeit· ausgesproChen 

. werden. Kommt er der Verpflichtung nicht ~ach, so ist 
er zu entlassen. · 

(3) Der Kirchenbeamte auf Zeit tritt vor Erreichen . 
der Altersgrenze mit ·Ablauf der Zeit, für die et er-, 
namit ist, in ·den Ruhestand, wenn er nicht für eine· 

. weitere Amtszeit erneut in dasselbe Amt berufen Wird 
und dieser Berufung nachkommi. 

§ 59 

Kirchenbeamte im Nebenamt 

(1) Kirchenbeamte. im Nebenamt haben Anspruch auf, 
Ersatz ihrer Auslagen; ihnen können Vergütungen und: 
. I)ienstaufwandsentschädigungen gewährt werden. So_.. 
weit nichts anderes bestimmt ist, besteht kein Anspruch. 
allf Versorgung; bei Dienstunfällen ist die Gewährung 

·.eines Unterhaltsbeitrag.es zulä8sig. . . . · 
· (2) Die Rechte und Pflichten· des KirC;:henbeamten im 

Nebenamt werden dureh Art und Inhalt seines Dienst­
yerhältnisses be~r~nzt. 

§ 60 
Kirchenbeamte bei besonderen Einrichtitngen 

(1) Ein Kir:clienbeamter kann mit seiner Zustimmung 
auf Zeit oder dauernd für eine Tatigkeit bei kirchlichen · 
Anstalten und Einrichtungen, die das Recht. zur Ernen.;. 
nting von· . Kirchenbeamten nicl:it besitzen,· freigestellt 

·:werden; wenn es sich um Aufgaben ;nach § 2 Abs. 2 
handelt,· . der freistellende kirchliche ·Rechtsträger ·für · 

· :diese. '.I'ätigkeit eine Stelle errichtet hat und die. Besol­
=dung und Versorgung des Kirchenbeamten sicherge-

. -stellt ist. Überllimmf die Anstalt oder Einrichtung die 
Besoldung und Versorgung des Kirchenbeamten, so 
bleiben seine Ansprüche .gegen · den fref.st~llenden 
·Rechtsträger unberiihrt. · 

(2) Der· freistellende Rechtsträger kann der Anstalt 
·oder Einrichtung . die Ausül:>ung von Befugni.sseri nf.lch 
.diesem .Kirchengesetz übertragen; ·ausgenommen sfud 
'die . Ernennung und· Entlassung des Kirchenbeamten, 
:seine Versetzung in den Warte~ ode.r -Ruhe~tand, sowie 
"die Entscheidungen nach den §.§ 36. und 37. . 

(3) Die Freistellung des Kirchenbeamten nach Ab­
._sa tz · 1 und die Übertragung von Befugnissen nach Ab-. 
'satz 2 bedürfen· der Zustimmung der obersten Dienst...: 

·behörde. . 

Abschnitt VII· 

~eclhltsweg . 

§. 61 

Recbtsweg für Ansprüche 
aus dem Kirchenbeamtenv~rhältnis 

(1) ·ner Kirchenbeamte kann letztinstanzliche Ent­
scheidungen, die seine dienstreclitliche Stellung betr.ef­
feh, ·vor dem zuständigen kirchlichen Gericht oder der 
~afür sonst bestimmtep Stelle nachprüfen lassen~ 

(2) Er kann vermögensrechtliche Anspruche aus dem 
. Dienstverhältnis vor . dem :ruständigen cltirchlichen Ge„ 
richt oder. der sonst dafür „bestimmten Stelle geltend 
machen, wenn der Rechtsweg vo+ den staatlichen Ge­

. richten nicht gegeben ist: 
· · (3) Das Nähere ist kifchengesetzlich zu regeln. 
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A b .s c b .ri 1 t t · V i: I I . 

Scblußvorsoo.iften 

·.§ 62 

Anwendungsbestimmungen 
.(1) .Die Vereinigte Kir~eund die Gliedkircben. tref­

fen je für ihretj Berei~ die zur ·Anwendung :und Er­
gänzung dieses Kirchengesetze$ ·&fordei:llchen :Bestim: 
mungen. Sie bestimmen, wer in -ihi-em Bereich· das 
Recht besitzt, Kirchenbeamte zu e:rnenneh.·. · · · 

(2) Die Bestimm~en der Vereinigten Kirche eriäßt. 
die Kirc:henleitu~ durch ReChtsv.erordriung; Si'e wircr 
ermächtigt, dabei auch die nach diesem Kirehengesetz 
kircher1gesetzlich zu . e>rdnenden .Gegenstände ·für den 
Ber~ich der. Vereinigten Kirche zu regeln. 

· . (3) Die · Gl~edkirchen erlassen 1hre Bestimmungen 
nach vorherige_r Füh:lu.ngnahme nlit. der Kirchenleitung 
der Vereinigtei:i Kirche. · · 

§ 63 

Inkrafttreten 

(1) Pieses Kirchenges:etz tritt für die Kirchenbeamten 
der Vereinigten Kirche am 1. Januar 1969 ·in Kraft. 

0 (2) :Qie Gliedkirchen bestimmen deri . Zeitpunkt ·des 
lnkrafttretens. dieses Kirchengesetzes· fUr ihren Bereich. 
Wird·. bis zu diesem Zeitpunkt das gliedkirchliche Recht 
geändert, soll es den Bestimmungen dieses Kirchenge­
setzes a~gegii(:ll.en werden. 

H a n n o v e r , den 1.2;. Dezember 1968 

Der Leitende Bischof 

D. Lil.j e 

III. Beka..nntmachungen 

I:V. Kirchliche Organe 

.v. Personalnachrichten 

VL Mitteilungen_ 
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